Unia gegen Sonderjustiz für Migrantinnen und Migranten

Die Unia lehnt beide vom Bundesrat vorgeschlagenen Varianten zur Umsetzung der Ausschaffungsinitiative entschieden ab. Beide basieren auf fremdenfeindlichen Prinzipien und würden zu einer Sonderjustiz gegen Ausländer/-innen führen. Die Unia fordert den Bundesrat auf, sich klar gegen fremdenfeindliche Gesetze zu stellen. Es braucht deshalb einen neuen Vorschlag, welcher völkerrechtskonform ist und das Prinzip der Verhältnismässigkeit achtet.
In ihrer Vernehmlassungsantwort lehnt die Gewerkschaft Unia beide Vorschläge des Bundesrates entschieden ab. Beide Varianten verletzen mehrere internationale Abkommen, beispielsweise das Freizügigkeitsabkommen mit der EU. Auch verstossen sie gegen das Prinzip der Verhältnismässigkeit, welches ein Grundsatz unseres Justizsystems ist. Die Doppelbestrafung von Menschen ohne Schweizer Bürgerrecht ist inakzeptabel. Neu soll mit dem Entzug des Aufenthaltsrechts eine zweite Strafe neben der normalen strafrechtlichen Sanktion eingeführt werden.
Noch gravierender ist die schärfere Variante 2 des Bundesrates. Diese verletzt mehrere völkerrechtliche Konventionen, welche die Schweiz einhalten muss, namentlich den Uno-Pakt II sowie die Kinderrechtskonvention. Es ist beschämend, dass der Bundesrat völkerrechtswidrige Gesetzesänderungen vorschlägt. Die Regierung einer demokratischen Gesellschaft muss Menschenrechtskonventionen und internationale Verträge achten.
Minderheitenschutz ist eine wesentliche Grundlage der Demokratie.
Mehr als die Hälfte der rund 200'000 Unia-Mitglieder besitzt keinen Schweizer Pass. Diese sind durch fremdenfeindliche Gesetze gefährdet. Die Gewerkschaft Unia fordert den Bundesrat auf, eine völkerrechtskonforme Variante auszuarbeiten, welche keine internationalen Abkommen verletzt. Der Minderheitenschutz muss in einer Demokratie geachtet werden, sonst verkommt die Demokratie zu einer Diktatur der Mehrheit. 
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